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Zur Schlichtung von Streitigkeiten zwischen Versicherungsunter-
nehmen und ihren Versicherten hat der Verband der Privaten 
Krankenversicherung e.V. eine Ombudsmannstelle für Angelegen-
heiten der Privaten Krankenversicherung eingerichtet. Die Om-
budsstelle ist auch für Beschwerden von Bürgern gegen Versiche-
rungsvermittler zuständig, soweit es sich um die erfolgte oder 
versuchte Vermittlung von Privaten Kranken- und Pflegeversiche-
rungen handelt, sowie für Streitigkeiten mit Versicherungsberatern 
im Zusammenhang mit dem Zustandekommen von Versicherungs-
verträgen. Für die Tätigkeit der Ombudsstelle gilt das folgende 
Statut. 
 
§ 1 Berufung des Ombudsmanns 
 
(1) Es wird ein Ombudsmann für die Private Kranken- und Pflege-
versicherung berufen, nachfolgend als “Ombudsmann“ 1 bezeich-
net. Der Ombudsmann wird vom Vorstand des Verbandes der 
Privaten Krankenversicherung e.V. auf Vorschlag der Verbandsge-
schäftsführung berufen. Er hat seinen Sitz in Berlin. 
 
(2) Als Ombudsmann soll eine Persönlichkeit berufen werden, die 
die Befähigung zum Richteramt besitzt oder zertifizierter Mediator 
ist sowie über die für die Ausübung des Amtes erforderliche Befä-
higung und über Erfahrungen sowie allgemeine Rechtskenntnisse 
im Bereich der Privaten Krankenversicherung und im Gesundheits-
wesen verfügt. Der Ombudsmann darf in den letzten drei Jahren 
vor Amtsantritt nicht beim Verband der Privaten Krankenversiche-
rung e.V., einem am Verfahren teilnehmenden Mitgliedsunterneh-
men oder für einen Verband, der die Interessen der Versicherten 
der Privaten Kranken- und Pflegeversicherung wahrnimmt, sowie in 
der Versicherungsvermittlungs- oder Versicherungsberaterbranche 
tätig gewesen sein. Er darf weiterhin nicht in einem Beruf, der die 
Erbringung von Leistungen im Gesundheitswesen zum Gegenstand 
hat, arbeiten oder dort irgendeine Stellung bekleiden. Über Aus-
nahmen im Einzelfall bezogen auf Tätigkeiten gemäß Satz 3 ent-
scheidet der Vorstand des Verbandes der Privaten Krankenversi-
cherung e. V. im Einvernehmen mit dem Ombudsmann. 
 
(3) Vor der Berufung oder Abberufung des Ombudsmanns gibt der 
Verband der Privaten Krankenversicherung e. V. anerkannten 
Verbraucherschutzverbänden im Sinne des § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
Unterlassungsklagengesetz, die die Interessen von Versicherten der 
Privaten Kranken- und Pflegeversicherung wahrnehmen, Gelegen-
heit, hierzu Stellung zu nehmen.  
 
(4) Die Berufung des Ombudsmanns erfolgt für einen Zeitraum von 
drei Jahren. Eine bis zu zweimalige erneute Berufung für einen 
Zeitraum von drei Jahren ist möglich. Eine Abberufung durch den 
Verband der Privaten Krankenversicherung e.V. kann nur aus wich-
tigem Grund erfolgen, insbesondere wenn Tatsachen vorliegen, die 
eine unabhängige und unparteiische Ausübung der Tätigkeit als 
Schlichter nicht mehr erwarten lassen oder wenn der Ombudsmann 
nicht nur vorübergehend an der Ausübung seines Amtes gehindert 
ist. Der Ombudsmann soll gegenüber dem Verband der Privaten 
Krankenversicherung e.V. eine Kündigungsfrist von mindestens 
einem Monat einhalten. 
 
(5) Der Vorstand des Verbandes der Privaten  
 
Krankenversicherung e.V. beruft einen Stellvertreter. Für diesen 
gelten die Absätze 2 bis 4 entsprechend. 
 
(6) Der Ombudsmann hat eine Geschäftsstelle. Deren Besetzung 
regelt er in Abstimmung mit dem Verband der Privaten Kranken-
versicherung e.V. 
 
§ 2 Unabhängige Amtsausübung 
 
Der Ombudsmann ist in seiner Amtsausübung unabhängig und an 
Weisungen nicht gebunden. Er ist verpflichtet, Umstände, die seine 
Unabhängigkeit oder Unparteilichkeit beeinträchtigen können, dem 
Verband der Privaten Krankenversicherung e. V. unverzüglich 
offenzulegen. Den Parteien hat der Ombudsmann alle Umstände 
offenzulegen, die seine Unabhängigkeit oder Unparteilichkeit 
beeinträchtigen können. In einem solchen Fall darf der Ombuds-
mann nur dann tätig werden, wenn die Parteien seiner Schlich-
tungstätigkeit ausdrücklich zustimmen. 

                                                 
1
 Als Ombudsmann kann auch eine Frau berufen werden (Ombudsfrau). 
Zur besseren Lesbarkeit wird nachfolgend allein die Bezeichnung Om-
budsmann verwendet. 

§ 3 Aufgabe und Zuständigkeit des Ombudsmannes 
 
(1) Der Ombudsmann hat die Aufgabe, im Fall von Beschwerden 
zwischen Versicherungsnehmern/Versicherten und Krankenversi-
cherungsunternehmen  als Schlichter zu vermitteln und möglichst 
eine Versöhnung der Parteien herbeizuführen. Das gleiche gilt für 
Beschwerden gegen Versicherungsvermittler  
(Vermittlerbeschwerden) und Versicherungsberater (Beraterbe-
schwerden). 
 
(2) Voraussetzung für sein Tätigwerden ist, dass der Beschwerde-
gegenstand sich auf eine Private Kranken- oder Pflegeversicherung 
und die sich bei ihrer Durchführung ergebenden Fragen bezieht. 
Private Kranken- oder Pflegeversicherungen in diesem Sinne sind 
insbesondere die Krankheitskostenversicherung, die Krankenhaus-
tagegeldversicherung, die Krankentagegeldversicherung und die 
Pflegepflichtversicherung sowie die ergänzende Pflegeversiche-
rung. Das betreffende Krankenversicherungsunternehmen muss 
Mitglied im Verband der Privaten Krankenversicherung e.V. sein. 
Der Ombudsmann kann in Abstimmung mit dem Verband der 
Privaten Krankenversicherung e. V. auch andere Beschwerden 
annehmen, es sei denn, einer der Beteiligten wünscht dies nicht. 
Beschwerden gegen Vermittler werden behandelt, wenn Be-
schwerdegegenstand eine erfolgte oder versuchte Vermittlung von 
privaten Kranken- oder Pflegeversicherungen ist. Beschwerden 
gegen Versicherungsberater werden behandelt, wenn Beschwer-
degegenstand eine Beratung im Zusammenhang mit einer privaten 
Kranken- und Pflegeversicherung ist. Voraussetzung ist jeweils, dass 
das Krankenversicherungsunternehmen am Ombudsmannverfahren 
teilnimmt. 
 
§ 4 Beschwerdeführer 
 
(1) Beschwerden können durch natürliche Personen, die einen 
Versicherungsvertrag bei einem Privaten Krankenversicherungsun-
ternehmen unterhalten, das Mitglied im Verband der Privaten 
Krankenversicherung e.V. ist, in Bezug auf ein bestehendes oder 
beendetes Versicherungsverhältnis eingereicht werden. Beschwer-
den können auch versicherte Personen in einer Gruppenversiche-
rung in Bezug auf diese Versicherung einlegen.  
 
(2) Ein Privates Krankenversicherungsunternehmen kann den Om-
budsmann im Streitfalle um Vermittlung bitten, wenn der Versiche-
rungsnehmer dem zugestimmt hat. § 3 Abs. 2 gilt entsprechend. 
 
§ 5 Ablehnung einer Beschwerde und Verfahrenseinstellung 
 
(1) Der Ombudsmann lehnt die Durchführung eines Streitbeile-
gungsverfahrens ab, wenn 

a) die Streitigkeit nicht in die Zuständigkeit des Ombuds-
manns fällt; 

b) der streitige Anspruch nicht zuvor gegenüber dem Be-
schwerdegegner geltend gemacht wurde;   

c) der Beschwerdegegenstand bereits durch ein Gericht in 
der Sache entschieden wurde oder bei einem solchen 
anhängig ist, es sei denn, das Gericht hat zur Durchfüh-
rung des Schlichtungsverfahrens beim Ombudsmann das 
Ruhen des Gerichtsverfahrens angeordnet; 

d) ein Antrag auf Prozesskostenhilfe abgewiesen worden 
ist, weil die beabsichtigte Rechtsverfolgung keine Aus-
sicht auf Erfolg bietet; 

e) die Streitigkeit bereits beigelegt ist; 
f) der Anspruch des Versicherten bei Einlegung der Be-

schwerde verjährt ist und der Beschwerdegegner sich 
auf die Verjährung beruft; 

g) der Streitgegenstand eine Bagatellsache (Streitwert bis 
zu 50 Euro) darstellt; 

h) die Angelegenheit bereits Gegenstand eines Verfahrens 
bei einer anderen Verbraucherschlichtungsstelle war o-
der ist. 

 
(2) Der Ombudsmann informiert den Beschwerdeführer über die 
Ablehnung innerhalb von drei Wochen nach Eingang des Antrags 
und erläutert die Gründe. 
 
(3) Aus den in Absatz 1 genannten Gründen kann der Ombuds-
mann die weitere Bearbeitung ablehnen, wenn diese erst während 
des Verfahrens eintreten oder bekannt werden. Absatz 2 gilt ent-
sprechend. Eine Ablehnung nach Absatz 1 b) ist nicht möglich, 
wenn der Beschwerdegegner mit dem Verfahren einverstanden ist 
oder in der Sache eine Stellungnahme abgibt.  
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(4) Der Ombudsmann setzt das Verfahren aus, wenn der Beschwer-
degegner mitteilt, dass seit der Geltendmachung des streitigen 
Anspruchs ihm gegenüber nicht mehr als zwei Monate vergangen 
sind und der Anspruch weder anerkannt noch abgelehnt wurde. 
Der Ombudsmann lehnt die weitere Bearbeitung ab, wenn der 
Beschwerdegegner den streitigen Anspruch innerhalb der zwei 
Monate seit Geltendmachung vollständig anerkennt. Absatz 2 gilt 
entsprechend. Erkennt der Beschwerdegegner den Anspruch nicht 
innerhalb der zwei Monate vollständig an, wird das Verfahren nach 
Ablauf der zwei Monate fortgeführt. 
 
(5) Auf den Antrag des Beschwerdeführers stellt der Ombudsmann 
das Verfahren ein. Hierüber unterrichtet er die Parteien. 
 
§ 6 Antragstellung - Form, Vertretung, Kosten 
 
(1) Die Beschwerde ist in Textform einzureichen. Die Beschwerde-
schrift soll eine kurze Schilderung des Sachverhalts und die für die 
Bearbeitung notwendigen ergänzenden Unterlagen enthalten. 
Mündliche Beschwerden werden grundsätzlich nicht entgegen 
genommen. Die Verfahrenssprache ist deutsch. 
 
(2) Der Beschwerdeführer kann sich zu jedem Zeitpunkt des Be-
schwerdeverfahrens von einem Bevollmächtigten vertreten lassen; 
die ordnungsgemäße Bevollmächtigung ist auf Verlangen nachzu-
weisen. 
 
(3) Die Beschwerdebearbeitung durch den Ombudsmann ist für die 
Beteiligten kostenlos. Kosten und Auslagen, die den Parteien im 
Rahmen des Beschwerdeverfahrens, z. B. durch Porto oder Beauf-
tragung eines Bevollmächtigten entstehen, sind von ihnen selbst zu 
tragen.  
 
§ 7 Verjährung 
 
Die Verjährung eines Anspruches ist vom Beginn des Tages, an 
dem die Beschwerde bei dem Ombudsmann eingeht, bis zum Ende 
des Tages, an dem die Mitteilung über die Beendigung oder Ab-
lehnung des Beschwerdeverfahrens dem Beschwerdeführer zugeht, 
gehemmt. Hierauf soll der Ombudsmann zu Beginn des Beschwer-
deverfahrens hinweisen. 
 
§ 8 Beteiligung der Parteien 
 
(1) Hat der Ombudsmann eine Beschwerde zur Bearbeitung ange-
nommen,  ermittelt er von Amts wegen den Sach- und Streitstand. 
Er hat dabei auch die Parteien zu hören. Der Ombudsmann ist in 
der Beweiswürdigung der ihm vorliegenden schriftlichen Unterla-
gen frei. Die Verweigerung einer Auskunft kann bei der Beweis-
würdigung berücksichtigt werden; der Ombudsmann führt keine 
Beweisaufnahme durch. 
 
(2) Auf den Antrag hin fordert der Ombudsmann das Unternehmen 
zu einer Stellungnahme auf und setzt ihm hierfür eine Frist von in 
der Regel drei Wochen. In begründeten Ausnahmefällen kann 
diese Frist auf Antrag verlängert werden. 
 
(3) Die Stellungnahme des Beschwerdegegners wird in der Regel 
an den Beschwerdeführer übermittelt, es sei denn, erhebliche 
Gründe sprechen dagegen. 
 
§ 9 Verfahrensdauer 
 
(1) Der Ombudsmann benachrichtigt die Parteien, sobald die 
Beschwerdeakte vollständig ist. Dies wird in der Regel angenom-
men, wenn die Parteien Gelegenheit zur Stellungnahme hatten. 
 
(2) Liegt die vollständige Beschwerdeakte vor, schließt der Om-
budsmann das Verfahren innerhalb von 90 Tagen ab oder unter-
breitet innerhalb dieser Frist einen Schlichtungsvorschlag. Bei 
besonders schwierigen Streitigkeiten oder mit Zustimmung der 
Parteien kann der Ombudsmann diese Frist verlängern. Hierüber 
sind die Parteien zu unterrichten.  
 
§ 10 Verfahren 
 
(1) Für die Beurteilung einer Beschwerde durch den Ombudsmann 
sind der Inhalt des Versicherungsvertrages, das Gesetzesrecht 
sowie die dazu ergangene Rechtsprechung maßgeblich. Der Om-
budsmann soll zu jedem Zeitpunkt des Beschwerdeverfahrens eine 
gütliche Einigung der Parteien anstreben. 
 

(2) Hilft der Beschwerdegegner der Beschwerde vollständig ab, 
beendet der Ombudsmann das Verfahren und übermittelt den 
Parteien die erforderlichen Erläuterungen in einem abschließenden 
Schreiben. 
 
(3) Hilft der Beschwerdegegner der Beschwerde nicht ab und hält 
der Ombudsmann die Beschwerde vollständig oder teilweise für 
begründet, unterbreitet er einen Schlichtungsvorschlag. Der Om-
budsmann unterbreitet auch einen Schlichtungsvorschlag, wenn der 
Beschwerdegegner nur teilweise dem Beschwerdeanliegen abhilft. 
Den Schlichtungsvorschlag einschließlich der Begründung übermit-
telt der Ombudsmann den Parteien in Textform. Gleichzeitig unter-
richtet der Ombudsmann die Parteien über die rechtlichen Folgen 
einer Annahme des Vorschlages und darüber, dass der Vorschlag 
von dem Ergebnis eines gerichtlichen Verfahrens abweichen kann. 
Er weist auf die Möglichkeit hin, den Vorschlag nicht anzunehmen 
und die Gerichte anzurufen. Zur Annahme des Vorschlags setzt der 
Ombudsmann den Parteien eine angemessene Frist. Nehmen die 
Parteien den Schlichtungsvorschlag an, übermittelt der Ombuds-
mann ihnen das Ergebnis mit den erforderlichen Erläuterungen in 
Textform. Für den Fall der Nichtannahme bezeichnet der Om-
budsmann das verfahrensabschließende Schreiben zusätzlich als 
Bescheinigung über einen erfolglosen Einigungsversuch nach § 15 
a Absatz 3 Satz 3 des Gesetzes betreffend die Einführung der 
Zivilprozessordnung in der jeweils gültigen Fassung. 
 
(4) Hält der Ombudsmann die Beschwerde für unbegründet, teilt er 
dies den Beteiligten durch ein verfahrensabschließendes Schreiben 
mit. Absatz 3 Satz 8 gilt entsprechend.  
 
§ 11 Geheimhaltungspflicht und Datenschutz 
 
(1) Der Ombudsmann ist verpflichtet, die Identität Beteiligter am 
Beschwerdeverfahren gegenüber Dritten geheim zu halten, es sei 
denn, die Beteiligten haben ihn ausdrücklich von der Geheimhal-
tungspflicht entbunden oder die Preisgabe der Identität der Betei-
ligten ist für die Ausübung seiner Tätigkeit zwingend erforderlich. 
Die Verpflichtung zur Geheimhaltung gilt in gleicher Weise auch für 
die Mitarbeiter der Geschäftsstelle. 
 
(2) Eine Verarbeitung personenbezogener Daten durch den Om-
budsmann erfolgt nur, soweit dies zur Ausübung seiner Tätigkeit 
erforderlich ist. 
 
§ 12 Information der Öffentlichkeit 
 
(1) Der Ombudsmann stellt dieses Statut auf Anfrage kostenlos zur 
Verfügung. 
 
(2) Der Ombudsmann berichtet jährlich schriftlich und in strukturier-
ter Form über seine Tätigkeit im abgelaufenen Kalenderjahr und 
die dabei gewonnenen Erfahrungen. Der Tätigkeitsbericht wird auf 
der Homepage veröffentlicht und auf Wunsch in Text- oder Papier-
form zur Verfügung gestellt. 
 
§ 13 Finanzierung 
 
Der Verband der Privaten Krankenversicherung e.V. trägt die Kos-
ten, die bei der Durchführung dieser Statuten entstehen. Er stellt 
dem Ombudsmann hierfür einen getrennten, zweckgebundenen 
und ausreichenden Haushalt zur Verfügung. 
 
§ 14 Sonstiges 
 
Im Falle einer Änderung dieses Statuts sowie der Zuständigkeit des 
Ombudsmanns gibt der Verband der Privaten Krankenversicherung 
e.V. anerkannten Verbraucherschutzverbänden im Sinne des § 3 
Abs. 1 Nr. 1 Unterlassungsklagengesetz Gelegenheit, zu dieser 
Änderung Stellung zu nehmen. 
 


